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Unterbrechung des Fernsprechverkehrs bei Inbetriebnahme digitaler 
Ortsvermittlungsstellen und beim Laden von Software im Zusammenhang 
mit der Einführung der ISDN 


Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen hat mit 
Schreiben vom 17. April 1989 - 010 - 1 B 1114-9/2 - die Kleine 
Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Inbetriebnahme digitaler Ortsvermittlungsstellen 

In der „Westfälischen Rundschau" vom 23. Januar 1989 war im 

Zusammenhang mit einer Meldung über die Fertigstellung des zwei- 
ten Bauabschnitts der Digitalisierung einer Ortsvermittlungsstelle in 

Dortmund folgender Hinweis zu lesen: 

„In der kommenden Nacht schaltet die Post 7 600 Anschlüsse, 
deren Rufnummern mit 51 und 56 beginnen, zwischen 1.30 Uhr 
und 6 Uhr auf die neue Technik um. Dabei kann es zu Unterbre- 
chungen bis zu einer halben Stunde kommen. " 

a) Ist es tatsächlich zu solchen Unterbrechungen gekommen? Für 
wie viele Teilnehmer/innen und mit welcher Dauer? 

b) Worauf beruhen diese Unterbrechungen technisch? Lassen sie 
sich mit zusätzlichem Aufwand ganz vermeiden? 

c) Wie viele digitale Ortsvermittlungsstellen sind bisher in Betrieb 
genommen worden, und wie war das durchschnittliche und das 
maximale Ausmaß der Unterbrechungen? 

d) Bedeuten solche Unterbrechungen, daß während dieser Zeit von 
den betroffenen Anschlüssen keine Polizei, keine Feuerwehr und 
kein Notarzt angerufen werden kann? 

e) Kann die Bundesregierung ausschließen, daß dadurch Men- 
schenleben gefährdet werden? Wenn ja, wieso? 


Zu a): 

Pie Umschaltung ist in der Zeit von 2.55 Uhr bis 3.05 Uhr durchge- 
führt worden. 

Die durchschnitthche Nichtverfügbarkeit des einzelnen Anschlus- 
ses lag bei etwa vier Minuten. In Einzelfällen sind max. zehn 
Minuten aufgekommen. 
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Etwa 7 600 Teilnehmer/innen waren von der Umschaltung mit 
den vorstehenden Unterbrechungen betroffen. 

Zu b): 

Die Unterbrechungen sind technisch durch die Umschaltung der 
Anschlußleitungs-Doppeladern von den technischen Einrichtun- 
gen der außer Betrieb zu nehmenden Ortsvermittlungsstelle auf 
die in Betrieb zu nehmende Ortsvermittlungsstelle bedingt. Zum 
Zeitpunkt der Umschaltung sind die Einrichtungen beider betrof- 
fenen Ortsvermittlungsstellen in voller Betriebsbereitschaft. 

Die Umschaltezeit heße sich mit technischem Aufwand in be- 
trächüicher Höhe geringfügig verkürzen. Eine gänzliche Vermei- 
dung jeder Unterbrechung ist von der Natur der Sache her nicht 
möghch. 

Zu c): 

Mit dem Stand 31. März 1989 sind bisher 72 digitale Ortsvermitt- 
lungsstellen in Betrieb genommen worden. 

Die durchschnitthche Dauer der Betriebsunterbrechung betrug in 
Abhängigkeit von der Größe der Vermittlungsstelle und der ört- 
lichen Gegebenheiten dabei etwa 10 bis 60 Minuten. Daten über 
maximale Betriebsunterbrechungen liegen hier nicht vor. Gravie- 
rende Fälle, z. B. mit Teilnehmerbeschwerden, sind hier nicht 
bekannt. 

Zu d): 

Ja. 

Zu e): 

Es kann nicht ausgeschlossen werden, daß während der frag- 
lichen Zeit Notruffälle auftreten. ln Anbetracht der verkehrs- 
schwachen Zeit, zu der die Umschaltungen vorgenommen werden 
und der im Einzelfall kurzen Unterbrechungszeit ist die Wahr- 
scheinlichkeit, daß Menschenleben allein durch die Nichtverfüg- 
barkeit des Telefonanschlusses gefährdet werden, extrem gering. 

Eine absolute Sicherheit, daß alle Notrufanhegen auch unverzüg- 
. hch, d. h. ohne zeitlichen Verzug zum Notrufträger durchgebracht 
werden, ist auch mit extrem hohem technischen/finanziellen Auf- 
wand nicht zu erreichen. 


2. Ladung neuer Software-Versionen 

Verschiedentlich wird darauf hingewiesen, daß die Software digi- 
taler Ortsvermittlungsstellen noch verbessert wird und daß neue 
Versionen implementiert werden. 

a) Ist auch beim Implementieren bzw. Laden neuer Software- Ver- 
sionen mit Unterbrechungen derart zu rechnen, daß während 
dieser Zeit von bestimmten Teilnehmeranschlüssen keine Tele- 
fongespräche geführt werden können? 

b) Wenn nein, wieso nicht? Gilt das für die beiden Systeme EWSD 
und System 12 gleichermaßen? 

c) Wenn ja, wie lange dauern solche Unterbrechungen, wie häufig 
ist mit solchen Vorgängen in den nächsten 3 Jahren zu rechnen, 
und gelten dann die Einschränkungen in bezug auf Anrufe der 
Polizei, des Notarztes und ähnlichen Stellen gleichermaßen wie 
bei der erstmaligen Inbetriebnahme? 
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Zu a): 

Ja, dieser Fall tritt beim Wechsel des Anlagen-Programmsystems 
(Einbringen einer neuen Software-Version) auf. 

Zu b): 

Entfällt. 

Zu c): 

Der Zeitbedarf für einen Wechsel des Anlagen-Programmsystems 
beträgt bei beiden eingesetzten Systemen etwa 15 bis 30 Minuten 
und ist abhängig von der Größe der Vermittlungsstelle. Die Ar- 
beiten werden während der Nacht zur verkehrsschwachen Zeit 
durchgeführt. Dabei treten Einschränkungen in bezug auf Anrufe 
der Polizei, des Notarztes und ähnlicher Stellen gleichermaßen 
wie bei der erstmaligen Inbetriebnahme auf. Es gelten dabei die 
gleichen Bedingungen wie in der Antwort zu Frage 1. e). 


3. ISDN -Einführung 

a) Ist bei der Umstellung einer digitalisierten Ortsvermittlungsstelle 
auf den ISDN- Standard und/oder beim Anschalten einzelner 
ISDN-Teilnehmer mit Unterbrechungen des Fernsprechverkehrs 
zu rechnen? 

b) Wenn ja, bei welcher Gelegenheit, wer ist davon betroffen, und 
wie lange dauern solche Unterbrechungen? 

c) Wenn nein, vdeso nicht? 

Zu a): 

Der ISDN-Standard ist bei allen digitalen Ortsvermittlungsstellen 
Regelausstattung, die ab 1989 gekauft werden. Die nachträgliche 
Einbringung des ISDN entfällt damit. 

Die in der Zeit von 1985 bis einschließlich 1988 beschafften 
digitalen Ortsvermittlungsstellen werden von 1989 bis 1991 anläß- 
lich von Kapazitätserweiterungen zusätzlich um den ISDN-Stan- 
dard erweitert. Hierzu ist ein Wechsel des Anlagen-Programm- 
systems mit seinen unter der Frage 2 beschriebenen Folgen erfor- 
derhch. 

Beantragt ein(e) Teilnehmer (in) die Umwandlung seines (ihres) 
analogen Telefonanschlusses in einen Universalanschluß (ISDN- 
Anschluß), ist mit einer Betriebsunterbrechung zu rechnen. Die 
Betriebsunterbrechung wird dann mit dem Teünehmer abge- 
stimmt. Bei der zusätzlichen Schaltung von Universalanschlüssen 
werden bestehende Anschlüsse nicht beeinträchtigt. Auswirkun- 
gen auf die übrigen an eine digitale Ortsvermittlungsstelle ange- 
schlossenen Teilnehmer durch die Schaltung von ISDN- Anschlüs- 
sen ergeben sich nicht. 

Zu b): 

Siehe Antwort zu Frage 2. c). 


Zu c): 
Entfällt. 
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4. a) Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, die Gefähr- 
dung von Menschenleben durch die Unterbrechung des Fern- 
sprechverkehrs im Zusammenhang mit der Digitalisierung und 
des ISDN auszuschließen? 

b) Wer haftet in solchen Fällen der Nichterreichbarkeit von Polizei 
imd Ärzten für den entstandenen Schaden? 


Zu a): 

Kurzzeitige Nichtverfügbarkeit des Telefondienstes für bestimmte 
Teilnehmer ist nicht spezifisch für die Maßnahmen zur Digitahsie- 
rung. Sie sind, unabhängig von den eingesetzten Wahlsystemen, 
immer dann gegeben, wenn Maßnahmen zur Kapazitätserweite- 
rung der Vermittlungsstellen und des Netzes durchgeführt wer- 
den müssen. Dieses können Maßnahmen zur Ausweitung der Be- 
schaltungseinheiten und Maßnahmen zur Vermehrung des Lei- 
tungsnetzes durch 

— Erweiterungsbauvorhaben 

— Bauvorhaben zur Vermehrung des Ruf nummern volumens, z. B. 
Umstellung von 6- auf 7stelhge Rufnummern, 

— Splitten von Anschlußbereichen und damit der Vermittlungs- 
stellen aus netztechnischen Gründen oder wegen fehlender 
Stellflächen, 

— Auswechslung vorhandener Vermittlungsstellen gegen gleich- 
artige Technik oder neue Technik wegen Erreichens des Endes 
der Nutzungsdauer, 

— Änderung des Standortes aus Hochbaugründen 
sein. 

Bei einem Netz mit rd. 6 000 Vermittlungsstellen werden zur Zeit 
jährlich rd. 3 000 Erweiterungsbauvorhaben durchgeführt. Dabei 
spielen die Maßnahmen zur Digitalisierung zur Zeit noch eine 
untergeordnete Rolle. 

Die Maßnahme in den elektromechanischen Vermittlungsstellen 
sind mit einem erheblichen manuellen Aufwand belastet, z. B. 
umfangreiche Lötarbeiten beim Einfügen neuer Wahlstufen und 
bei Mischungsänderungen zur Leitungsvermehrung. 

In der Regel werden die Maßnahmen, bei denen Auswirkungen 
auf die Abwicklung des Telefonverkehrs nicht zu vermeiden sind, 
in den verkehrsschwachen Nachtstunden durchgeführt. Dieses 
seit Jahrzehnten praktizierte Verfahren hat bislang nicht zu Pro- 
blemen geführt. Die Bundesregierung sieht daher zur Zeit keinen 
Anlaß, über die praktizierten Verfahren hinaus weitere Maßnah- 
men zur Sicherung des Telefonverkehrs anläßhch von Bauvor- 
haben durchzuführen. 

Zu b): 

Die Haftung der Deutschen Bundespost ist in der TKO, Teil 7, 
§ 445 bis 448, geregelt. 

Die Deutsche Bundespost haftet im Fall 

1. der Tötung oder Verletzung des Körpers oder der Gesundheit 
des Teilnehmers oder Benutzers, wenn der Schaden von der 
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Deutschen Bundespost oder einem ihrer Beauftragten vorsätz- 
lich oder fahrlässig verursacht worden ist, 

2. der Beschädigung einer Sache, wenn der Schaden von der 
Deutschen Bundespost oder einem ihrer Beauftragten vorsätz- 
lich oder fahrlässig verursacht worden ist, 

3. eines Vermögensschadens, wenn dieser von dem Vorsteher 
eines Amtes des Post- und Femmeldewesens, dem Leiter einer 
Mittelbehörde oder dem Leiter der obersten Dienstbehörde der 
Deutschen Bundespost vorsätzlich oder grob fahrlässig verur- 
sacht worden ist. 
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